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Anlage 9 zur GRDrs 798/2015
Wegfall eines Stellenvermerks 
zum Stellenplan 2016
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),


Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	bisheriger
Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	400.2120.010

KST 40216000
	Schulverwaltungsamt
	EG 11
	Planerstelle
Inklusion
	0,8
	KW 01/2018
	--


Beantragt wird der Wegfall des KW-Vermerks zur dauerhaften Wahrnehmung der Aufgabe Konzeption und Umsetzung von Maßnahmen zur schulischen Bildung von jungen Menschen mit Behinderungen (Inklusion) aufgrund der zum 01.08.2015 wirksam gewordenen Änderung des Schulgesetzes.
Begründung:

Mit der GRDrs 442/2010 hat der Verwaltungsausschuss zugestimmt, sich in den Schuljahren 2010/2011 und 2011/2012 an einem Schulversuch zur Umsetzung der Empfehlungen des Expertenrates des Kultusministeriums zur schulischen Bildung von jungen Menschen mit Behinderungen zu beteiligen. Der Zeitraum des Schulversuchs wurde vom Land seither immer wieder bis zum Schuljahr 2014/2015 verlängert. In dieser Zeit stieg die Zahl der inklusiv beschulten Schülerinnen und Schüler sehr erheblich an (vgl. auch Sachstandsberichte in GRDrs 215/2011, 50/2012, 702/2013 sowie zuletzt GRDrs 332/2015).
Mit Wirkung vom 01.08.2015 hat der Landtag von Baden-Württemberg die Änderung des Schulgesetzes für Baden-Württemberg zur Schaffung des rechtlich verbindlichen Rahmens für die Inklusion im Schulbereich beschlossen. Die Umsetzung inklusiver Angebote ist an allen Schularten im Bereich der Grundstufe und der Sekundarstufe 1 verpflichtend. Die Bereitstellung von inklusiven Schulangeboten zur Ermöglichung des gesetzlich verankerten Wahlrechts muss vom Schulträger umgesetzt werden. 
Für den Aufgabenbereich wurde zum Stellenplan 2012 eine befristete Stelle im Schulverwaltungsamt geschaffen. Hiervon werden aktuell 0,8 Stellenanteile im Sachgebiet 40-2.1 Schulentwicklungsplanung für die übergeordnete Koordination des Themas, die Vertretung des Schulverwaltungsamts in den Gremien, für die Teilnahme an den Vorgesprächen zur Bildungswegekonferenz (Bildungswegeplanung für jede/n einzelne/n Schüler/in) sowie für die Koordination und Abstimmung der Schulentwicklungsplanung auf allen Ebenen mit dem Thema Inklusion eingesetzt. 

Wesentliche, den sächlichen Schulträger betreffende Punkte sind beispielsweise: 


· die Weiterentwicklung von Sonderschulen zu fachrichtungsspezifischen, sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren

· Maßnahmen zur Erfüllung des qualifizierten Elternwahlrechts (Schulwahl außerhalb des Sonderschulwesens)

· die Schaffung von Rahmenbedingungen, damit Inklusion möglich ist (Bau, Ausstattung, Schülerbeförderung, Ganztagesangebote)

· die Klärung von Struktur- und Kostenfragen

· sowie die enge Begleitung im Rahmen von Bildungswegekonferenzen, regionale Datensammlungen und Netzwerkplanung.

Neben den laufenden Aufgaben, die für jeden Einzelfall anfallen (Klärung des Lernortes, Festlegung von erforderlichen Maßnahmen, Klärung von Fragen der Schülerbeförderung, Ausstattung, Bauliche Anpassungen, Ganztagesschule oder Schulkindbetreuung, Assistenzen etc.) und Durchführung des inklusiven Schulalltags sind auch strukturell-strategische Planungen vorzunehmen, mit dem Ziel, den Stuttgarter Ansatz von vier Angebotsbausteinen (schulische Standortverbünde, Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren, Außenklassen, Einzel- und Gruppenlösungen) im Rahmen der Schulentwicklungsplanung weiterzuverfolgen. Im schulischen Kontext bedeutet Inklusion eine Umgestaltung des Bestehenden, weil Grenzen zwischen dem sogenannten Regel- und Sondersystem durchlässiger bzw. gänzlich aufgegeben werden.






